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Stephan Israel, Brüssel

Herr Kommissar, Sie sind
Sozialdemokrat.Viele Ihrer
Genossen in der Schweiz sind
derAuffassung, dass die EU
ein neoliberales Projekt ist.
Was antworten Sie Ihren
Parteifreunden?
Ich bin sicher kein Neoliberaler.
Und ich glaube auch, dass es
falsch ist, die EU als neoliberales
Projekt zu qualifizieren.Das hät-
te vielleicht in den Jahren bis zur
Finanzkrise von 2009 gestimmt.
Übrigens ging das von den Mit-
gliedsstaaten aus,die dieseDere-
gulierungenwollten.Aber spätes-
tens unter dem damaligen Kom-
missionspräsidenten Jean-Claude
Junckerhat sich auchBrüssel von
dieser neoliberalen Denkweise
verabschiedet und das soziale
Europa zumThema gemacht.

Scheitert dasVersprechen
vom sozialen Europa nicht
daran, dass Brüssel hier kaum
Kompetenzen hat und die
Mitgliedsstaaten für
Sozialpolitik zuständig sind?
Die Kompetenzen sind be-
schränkt, abernicht klein.Wirha-
ben viel erreicht in letzter Zeit.
Etwa mit den Mindeststandards
für Beschäftigte von digitalen
Plattformen wie Uber Eats oder
Deliveroo. Oder mit dem Geset-
zesvorschlag für einen europäi-
schen Mindestlohn. Wir können
zwar keinen Mindestlohn euro-
paweit festlegen. Das wäre auch
nicht sinnvoll. Wir können aber
dazu beitragen, dass sich die
sozialen und wirtschaftlichen
Bedingungen in den Mitglieds-
staaten annähern.

Da passt es aber nicht, dass
die EU auch jetzt beim neuen
Anlauf ausgerechnet den
Lohnschutz in der Schweiz
aushebelnwill.
Das stimmt ja auchnicht.Wirwol-
len sichernicht die Lohnpolitik in
der Schweiz aushebeln. Aber es
muss faire Wettbewerbsbedin-
gungen fürBetriebe geben,die in
einem anderen Land Dienstleis-
tungen erbringen wollen. Wie
kanneinHandwerkerspontan für
eineReparaturkommen,wenn er
sichwie in derSchweiz achtTage
vorher anmelden muss?

Unsere Sozialpartner sind
aber überzeugt, dass die
flankierendenMassnahmen
in der Schweiz nötig und vor
allemviel besser sind.
Ich war noch Arbeitsminister in
Luxemburg, als wir in der EU die
revidierte Entsenderichtlinie an-
genommen haben. Das war 2018
ein absoluterDurchbruch fürdas
Prinzip gleicher Lohn für gleiche
Arbeit am gleichen Ort. Was die
Schweiz macht, geht zum Teil
weit darüber hinaus. Da werden
Firmen aus der EU gegenüber
Schweizer Firmen diskriminiert.
Wir müssen auch unsere Mit-
gliedsstaaten immerwiedermah-
nen, hier Verhältnismässigkeit
walten zu lassen und nicht auf
Protektionismus zu machen.

Die Schweiz ist allerdings
nicht EU-Mitglied.
Die Schweiz ist aberTeil des Bin-
nenmarkts. Deshalb muss die
Schweiz sich an die Gesetze hal-
ten, die für das Funktionieren
des Binnenmarkts wichtig sind.

Selbst der Europäische
Gewerkschaftsbund unterstützt
die Schweiz dabei, die
flankierendenMassnahmen
zu verteidigen.
Die europäischen Gewerkschaf-
ten haben sich in der EU sehr für
die Reform der Entsenderichtli-
nie eingesetzt. Und das Ergebnis
ist jawirklich ein Gesetz,welches
die Arbeitnehmer vor Dumping
schützt. Wenn wir darüber hin-
ausgehen, stellenwir die Dienst-
leistungsfreiheit im Binnen-
markt infrage, und das wollen
wir nicht. Ob es nun um Mit-
gliedsstaaten geht oder um Län-
derwie die Schweiz, die am Bin-
nenmarkt beteiligt sind.

Ein rotes Tuch ist da auch der
Europäische Gerichtshof.Wenn
es um dieAbwägung zwischen
Dienstleistungsfreiheit und
Arbeitnehmerschutz geht,
entscheiden die Richter doch
immer zugunsten der Firmen.
Diese Kritik bezieht sich auf
Urteile, die zum Teil viele Jahre

zurückliegen. Die Rechtspre-
chung hat sich aber entwickelt.
Etwa bei den Regeln zu den Ar-
beitszeiten hat das Gericht sehr
soziale Urteile zugunsten derBe-
schäftigten gefällt. Die Kritik am
EuGH ist da demagogisch.

Ein Streitpunkt dürfte erneut
die Unionsbürgerrichtlinie
sein. Ist die Befürchtung in der
Schweiz vor Sozialtourismus
nicht gerechtfertigt?
Die Schweiz hat bei dieser Pro-
paganda kein Monopol. Die Re-
geln sind auch innerhalb der EU
klar. Niemand kann einfach ir-
gendwo hinziehen und dort So-
zialhilfe beziehen. Das Aufent-
haltsrecht hängt davon ab, ob je-
mand für seinenLebensunterhalt
aufkommenkann.Die Bedingun-
gen sind strikt und zuletzt auch
vom EuGH bestätigt worden.

Staatssekretärin Livia Leu hat
Sondierungen für einen neuen
Anlauf nach demAbbruch
beimRahmenabkommen

aufgenommen.Wie sehen Sie
die Chancen?
Mein Kollege Maros Sefcovic ist
für das Dossier zuständig. Aber
ich verfolge die Diskussion na-
türlich. Ich hoffe, dass wir eine
Lösung finden werden.

Die Schweizwill die
institutionellen Fragen
sektoriell in jedem einzelnen
bilateralenAbkommen lösen.
Ist das ein gangbarerWeg?
Dieser Weg wirft eine Reihe von
Fragen auf.Wirhaben grundsätz-
liche Probleme, die alle Abkom-
men betreffen. Wir brauchen da
eine übergreifende Lösung. Es
darf kein Rosinenpicken geben.

Die Schweizmöchte bei der
Personenfreizügigkeit oder
beim LohnschutzAusnahmen.
Wie stehen Sie dazu?
Verhandlungen sind immer ein
Geben undNehmen.Apriori pro-
fitiert die Schweiz ganz gut von
ihrem Zugang zum Binnen-
markt. Es braucht da gleiche
Spielregeln für alle.Weshalb soll-
te die Schweiz alle Vorteile ha-
ben, aber nicht eine bestimmte
Anzahl von Pflichten? Wir wer-
den sehen, wo Spielraum be-
steht, und am Ende ein Gleich-
gewicht finden müssen.

Was heisst das konkret?
Man kann nicht alle Vorteile des
freienWarenverkehrs haben, die
Personenfreizügigkeit aber nur
in gewissenGrenzen akzeptieren
wollen.Unsere britischen Freun-
de haben den Binnenmarkt ver-
lassen, wollten aber alle Vorteile
behalten. Wir nennen das Rosi-
nenpickerei. Das ist manchmal
auch die Logik in der Schweiz.

Wird die EU im zweiten
Anlauf flexibler undweniger
dogmatisch sein?
Wer in Verhandlungen nicht al-
les bekommt, wirft der anderen
Seite gern vor, dogmatisch zu
sein.Aberweshalb solltenwir ge-
genüber der Schweiz, die Zugang
zum Binnenmarkt hat, flexibler
sein als gegenüber unseren eige-
nen Mitgliedern?

Die Schweiz hat alle Sanktionen
der EU gegen Russland
übernommen und sich
solidarisch gezeigt.Wird
sich das jetzt positiv auf die
Verhandlungen zwischen Bern
und Brüssel auswirken?
Ich sehe die Schweiz als Land,
das dem Frieden, den gemeinsa-
menWerten und dem internati-
onalen Recht verpflichtet ist. Ich
halte es deshalb für selbstver-
ständlich, dass die Schweiz die
Sanktionen gegen Russland
übernommen hat, einenAggres-
sor, der jeden Tag Kriegsverbre-
chen begeht.

Für die Schweizwar das
aber ein grosser Schritt,
ein Bruchmit derTradition
derNeutralität.
Neutralität heisst fürmich nicht,
die Augen zu schliessen, wenn
ein Land ein anderes überfällt.
Man kann bei einem Bruch des
internationalen Rechts nicht
neutral sein. Natürlich beglück-
wünschen wir die Schweiz, die
Sanktionen übernommen zu ha-
ben. Aber umgekehrt hätte es
überrascht, wenn die Schweiz
sich anders entschieden hätte.

«Wir nennen das Rosinenpickerei»
EU-Kommissar Nicolas Schmit stellt klar: Die EU wird in neuen Verhandlungenmit der Schweiz zu
den institutionellen Fragen nicht «flexibler» sein. Er hofft aber, dass es trotzdem eine Lösung gibt.

Nicolas Schmit: EU-Kommissar und Luxemburger Sozialdemokrat. Foto: Karin Wesslen (AFP)

«Niemand kann
einfach irgendwo
hinziehen und
dort Sozialhilfe
beziehen.»
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März-Statistik Die Lage auf dem
Schweizer Arbeitsmarkt hat sich
im März weiter verbessert. Die
Zahl der Arbeitslosen ist im Ver-
gleich zum Vormonat Februar
gesunken, die Arbeitslosenquote
liegt neu bei 2,4 Prozent nach
2,5 Prozent,wie das Staatssekre-
tariat fürWirtschaft gesternmit-
teilte. Insgesamtwaren Ende des
Berichtsmonats 109’500 Perso-
nen bei den Regionalen Arbeits-
vermittlungszentren als arbeits-
los gemeldet. Das waren 8470
weniger als im Monat davor.
Im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat, der noch stark von der
Corona-Krise bestimmtwar, ging
die Arbeitslosenzahl um fast
50’000 Personen zurück. (sda)

Arbeitslosenquote
sinkt leicht

Stadler Rail Die Österreichischen
Bundesbahnen (ÖBB) habenbeim
ZugbauerStadler41Doppelstock-
Triebzüge vomTyp Kiss bestellt.
DasAuftragsvolumenbeläuft sich
auf rund 600Millionen Euro,wie
Stadler gestern mitteilte. Die
Züge seien fürdenEinsatz imOs-
ten des Landes ab 2026 vorgese-
hen. Damit erhält Stadler einen
ersten Abruf des Rahmenver-
trags. Im Februar hatte sich der
Zugbauer von den ÖBB nach ei-
nigen Hürden und Gerichts
wirren einen Grossauftrag über
186 Züge gesichert. Der Auftrag
bringt Stadler bis zu dreiMilliar-
den Euro ein. (sda)

Bestellung
aus Österreich

Sanktionen Die 27EU-Staatenha-
ben das fünfte grosse Paket mit
Russlandsanktionen auf denWeg
gebracht.Die ständigenVertreter
derMitgliedstaaten billigten ges-
tern Abend Vorschläge der EU-
Kommission, die einen Import-
stopp fürKohle,Holz undWodka
sowie zahlreiche weitere Straf-
massnahmen vorsehen. Das teil-
te die französische EU-Rats-Prä-
sidentschaft auf Twitter mit. Da-
mit die Sanktionen inKraft treten
können, müssen die notwendi-
gen Rechtsakte nun im schrift
lichen Verfahren angenommen
und im EU-Amtsblatt veröffent-
licht werden. Diese Schritte gel-
ten als Formalie und sollen heute
abgeschlossenwerden. (sda)

EU-Staaten billigen
Kohle-Embargo

Nicolas Schmit in Zürich

Der EU-Kommissar für Beschäfti-
gung und soziale Rechte spricht
heute um 18.30 Uhr in der Aula
der Uni Zürich zum Thema «Ist die
EU ein soziales oder unsoziales
Projekt?». Der 68-jährige Luxem-
burger ist Sozialdemokrat und
war zuvor Minister sowie EU-
Botschafter seines Landes. (red)


